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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Dominique de Buman (cvp, FR) stiess sich am Umstand, dass Aufträge des Bundes
ungleich auf die Sprachregionen verteilt werden. Er machte die in den
Ausschreibungsverfahren benutzte Sprache dafür verantwortlich. In der grossen
Mehrheit sei diese Deutsch. Mit einer Motion forderte der CVP-Abgeordnete deshalb
rechtsetzende Massnahmen, die dafür sorgen, dass Ausschreibungen konsequent in
allen drei Amtssprachen verfasst und Angebote in allen drei Sprachen akzeptiert
werden. Der Bundesrat anerkannte zwar das Anliegen, verwies aber auf bereits
unternommene Schritte im Rahmen der laufenden Revision des Beschaffungsrechts
und empfahl, das Begehren abzulehnen. Der Nationalrat überwies die Motion allerdings
mit 149 zu 38 Stimmen. Die ständerätliche Kommission für Wissenschaft, Bildung und
Kultur (WBK-SR) schloss sich hingegen dem Argument der Regierung an und empfahl die
Ablehnung der Motion. Der Ständerat selber nahm dann einen Ordnungsantrag von
Jean-René Fournier (cvp, VS) an, mit dem die Motion nochmals an die WBK
zurückgeschickt wird. Auch wenn schon einiges unternommen worden sei, sei es nicht
tragbar, dass die Romandie systematisch weniger stark berücksichtigt werde. 2014
äusserte sich die WBK nicht mehr zum Anliegen. 1

MOTION
DATUM: 08.12.2014
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Mit einem Postulat (20.3921) und einer Motion (20.3920) wollte sich die SPK-NR für die
Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung stark machen. Die Untervertretung der
sprachlichen Minderheiten würde immer wieder damit gerechtfertigt, dass es zu wenige
Bewerbungen aus dem französischen, italienischen und rätoromanischen Sprachraum
gebe. Dies könne aber nicht überprüft werden, da ein Monitoring fehle, zu dem der
Bundesrat nun mit der Motion verpflichtet werden soll. Der vom Postulat geforderte
Bericht soll zudem Möglichkeiten evaluieren, mit denen die Zahl an Bewerberinnen und
Bewerbern aus nicht-deutschsprachigen Regionen gesteigert werden könnte.
Vorgeschlagen wurden etwa Bewerbungsgespräche, bei denen eine Person mit der
gleichen Muttersprache wie die kandidierende Person anwesend sei, die Förderung von
Home-Office für Personen aus Randregionen oder die Ausschreibung von Stellen auch
auf Rätoromanisch. 
In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat auf den Evaluationsbericht 2015–2019,
der ausweise, dass die Sollwerte für Mehrsprachigkeit erreicht worden seien. Da die
Förderung der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung aber ein strategisches
Legislaturziel sei, werde der Handlungsbedarf sowieso laufend evaluiert. Die verlangten
Kennzahlen und die Überprüfung der vorgeschlagenen Massnahmen könnten deshalb im
nächsten Evaluationsbericht ausgewiesen werden. Entsprechend beantragte die
Regierung die Annahme von Motion und Postulat. 2

MOTION
DATUM: 19.08.2020
MARC BÜHLMANN

Diskussionslos hiess der Nationalrat in seiner Sondersession im Oktober 2020 die
Motion (20.3920) und das Postulat (20.3921) seiner SPK-NR für eine bessere Einhaltung
der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung gut. Beide Vorstösse waren auch vom
Bundesrat zur Annahme empfohlen worden. 3

MOTION
DATUM: 30.10.2020
MARC BÜHLMANN

Ueli Maurer versuchte in der Frühjahrssession 2021 vergeblich, den Nationalrat davon
zu überzeugen, dass die Motion von Marco Romano (mitte, TI) nicht nötig sei. Es gebe
bereits ein jährliches Reporting über die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung –
so das Ziel des Vorstosses – und ein weiterer Bericht würde die Sensibilität für die
Wichtigkeit der Mehrsprachigkeit in der Verwaltung nicht erhöhen, argumentierte der
Finanzminister. Marco Romano machte hingegen geltend, dass Mehrsprachigkeit für die
Schweiz zentral sei, aber das Deutsche nach wie vor stark überwiege. Die bestehenden
Berichte würden zudem nicht detailliert ausweisen, wie die Sprachenverteilung in den
verschiedenen Departementen, Verwaltungseinheiten und Lohnklassen aussehe. Mit
106 zu 78 Stimmen (7 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion an und reichte sie
an den Ständerat weiter. Für den Vorstoss stimmten die geschlossenen Fraktionen der

MOTION
DATUM: 01.03.2021
MARC BÜHLMANN
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Mitte, der Grünen und der GLP sowie vor allem französisch-, italienisch- oder
romanischsprachige Minderheiten der SP, der SVP- und der FDP-Fraktionen. 4

Auch im Ständerat stiess die Motion der SPK-NR für ein Monitoring von Bewerbungen
auf Bundesverwaltungsstellen, um die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung zu
fördern, auf einstimmigen Anklang. Mit der Analyse von Bewerbungen soll geprüft
werden, ob es aus unterschiedlichen Sprachregionen eine unterschiedliche Zahl von
Bewerbungen gibt, was häufig als Begründung für die Untervertretung sprachlicher
Minderheiten ins Feld geführt wird. Genauere Zahlen würden die Planung von gezielten
Förderungsmassnahmen ermöglichen, etwa spezifischere Anwerbung in den
verschiedenen Sprachgemeinschaften, so die von Kommissionssprecher Stefan Engler
(mitte, GR) vorgebrachte und auch von der SPK-SR einstimmig unterstützte
Begründung. Weil auch der Bundesrat die Motion unterstützte und kein Antrag auf
Ablehnung vorlag, hätten die Zeichen eigentlich auf diskussionslose Annahme
gestanden. Allerdings ergriff Daniel Fässler (mitte, AI) das Wort und wies darauf hin,
dass bei der Umsetzung der Motion allenfalls Schwierigkeiten entstehen könnten, weil
zwischen Herkunfts- und Wohnsitzkanton unterschieden werden müsse. Es gehe dabei
nicht nur um eine Sprachregion, sondern auch um einen kulturellen Kontext, dem man
entstamme. Bundesrat Ueli Maurer versicherte, dass man versuchen werde, die
Herkunft umfassender zu eruieren, etwa auch mit den Angaben dazu, wo eine
Bewerberin oder ein Bewerber zur Schule gegangen sei. Eine «wissenschaftliche
Genauigkeit» gebe es jedoch nicht. Aber der Bundesrat werde versuchen, die Motion so
umzusetzen, dass «nicht nur die Sprachen, sondern auch die Kultur- oder
Herkunftskreise» erfasst würden und in der Verwaltung entsprechend abgebildet
werden könnten. In der Folge passierte der Vorstoss die Kammer dann ohne
Gegenstimmen. 5

MOTION
DATUM: 02.03.2021
MARC BÜHLMANN

Die vorberatende SPK-SR empfahl die Motion von Marco Romano (mitte, TI) für ein
detailliertes jährliches Reporting über die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung
einstimmig zur Ablehnung. Diesem Antrag könne «bedenkenlos» gefolgt werden, so die
Kommission in ihrem Bericht, weil die verlangten Angaben laut Bundesrat bereits im
Reporting des Personalmanagements aufgeführt seien – so etwa im Bericht 2020. 
In der Ratsdebatte im Ständerat wiesen sowohl Andrea Caroni (fdp, AR) als auch
Finanzminister Ueli Maurer darauf hin, dass die Motion als erfüllt betrachtet werden
könne. Der Rat lehnte den Vorstoss entsprechend diskussionslos und einstimmig ab. 6

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Im Mai 2021 forderte die WBK-NR, dass die Einführung der KV-Reform um ein Jahr
verschoben wird und folglich erst im Sommer 2023 in Kraft treten soll. Dieselbe
Forderung erhob auch ihre Schwesterkommission (Mo. 21.3605). Die WBK-NR
argumentierte, dass eine Reform von dieser Tragweite gut durchdacht sein müsse, im
Moment jedoch noch einige Punkte umstritten seien; diese müssten zuerst geklärt
werden. Die Kommission erwähnte diesbezüglich die Frage nach dem Unterrichten
respektive Erlernen einer zweiten Landessprache und die Frage nach der Integration
der Berufsmaturität in die KV-Lehre.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da das Anliegen bereits erfüllt
worden sei. So habe das SBFI in der Zwischenzeit nach verschiedenen Diskussionen mit
den betroffenen Akteurinnen und Akteuren «entschieden, die Inkraftsetzung von
Bildungsverordnung und Bildungsplan auf Anfang 2023 festzulegen und diese im August
2021 zu erlassen». Daraufhin wurden die zwei Motionen im September respektive
Oktober 2021 von den beiden Kommissionen zurückgezogen. 7

MOTION
DATUM: 27.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Obgleich die fundierte Analyse der Abstimmung vom 6. Dezember 1992 zeigte, dass der
Beitritt zum EWR nicht nur am Graben zwischen Deutsch und Welsch, sondern auch am
Gegensatz Stadt-Land gescheitert war, blieben die möglichen Spannungen zwischen
den Sprachgemeinschaften und deren Überwindung ein vieldiskutiertes Thema. Im
Berichtsjahr behandelte das Parlament eine ganze Reihe von Vorstössen, welche
unmittelbar nach der EWR-Abstimmung eingereicht worden waren. 

Die kleine Kammer überwies einstimmig eine von 41 Ständerätinnen und Ständeräten
mitunterzeichnete Motion Rhinow (fdp, BL), welche den Bundesrat beauftragt,
Massnahmen zu treffen sowie allfällige Änderungen auf dem Wege der Rechtssetzung
vorzulegen, um die Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften, namentlich
zwischen der Deutschschweiz und der Romandie, im Interesse des nationalen
Zusammenhalts nachhaltig zu fördern. Mit dem Hinweis, dass er vor Annahme des
revidierten Sprachen- und des neuen Kulturförderungsartikels keine
verfassungsmässige Grundlage für ein weitergehendes Handeln auf Bundesebene sehe,
hatte die Landesregierung Umwandlung in ein Postulat beantragt. 8

MOTION
DATUM: 27.04.1993
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat war bereit, eine Motion Comby (fdp, VS) anzunehmen, welche verlangt,
dass die Weisungen über die Vertretung der sprachlichen Minderheiten in der
Bundesverwaltung von 1983 näher auszuführen, zu ergänzen und für verbindlich zu
erklären seien. Er legte Wert auf die Feststellung, dass sich die Vertretung der
lateinischen Sprachgemeinschaften in der Bundesverwaltung generell verbessert habe,
dass die Anstrengungen aber weiterverfolgt und verstärkt werden müssten. Obgleich
die Zielquoten nach Landessprachen heute generell nahezu erreicht seien, bestehe
nach wie vor eine Untervertretung der Französischsprechenden in den unteren
Lohnklassen, während beim Kader teilweise eine Übervertretung entstanden sei. 

Der zweite Punkt der Motion, welcher die Überwachung dieser Massnahme vom
Eidgenössischen Personalamt zur Dienststelle für Verwaltungskontrolle des Bundesrates
transferieren wollte, wurde auf Antrag der Regierung nur als Postulat überwiesen. 9

MOTION
DATUM: 17.12.1993
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat nahm eine 1993 vom Nationalrat teilweise überwiesene Motion Comby
(fdp, VS) an, welche verlangt, dass die Weisungen über die Vertretung der sprachlichen
Minderheiten in der Bundesverwaltung von 1983 näher auszuführen, zu ergänzen und
für verbindlich zu erklären seien. Da die Forderungen teilweise in den
Zuständigkeitsbereich des Bundesrates eingreifen, wurden zwei Motionen Salvioni (fdp,
TI), die eine gerechtere Vertretung der lateinischen Sprachgruppen in der allgemeinen
Bundesverwaltung sowie eine bessere Berücksichtigung dieser Sprachregionen bei der
Vergabe von Bundesaufträgen forderten, lediglich als Empfehlungen verabschiedet. 10

MOTION
DATUM: 21.09.1994
MARIANNE BENTELI

Beide Kammern sprachen sich praktisch einstimmig für einen Beitritt der Schweiz zur
"Agence de Coopération Culturelle et Technique" (ACCT) aus, die in erster Linie die
Entwicklung einer multilateralen französischsprachigen Zusammenarbeit in den
Bereichen Erziehung, Ausbildung, Kultur, Wissenschaft und Technik verfolgt. Die ACCT
ist das Hauptumsetzungsorgan der Frankophoniegipfel, an denen die Schweiz seit 1989
als Vollmitglied teilnimmt. Sowohl von den Parlamentariern wie vom Bundesrat wurde
betont, dass der Anschluss der Schweiz an diese einzige intergouvernementale
Organisation der Frankophonie Ausdruck eines staatlichen Willens und nicht nur
Entgegenkommen an die Romandie bedeute. Es gehe unter anderem darum, die nach
dem EWR-Nein der Schweiz eingetretene Isolation abzuschwächen. 11

MOTION
DATUM: 21.12.1995
MARIANNE BENTELI

Um die Absichten der Landesregierung ausdrücklich zu unterstützen, überwies der
Nationalrat bei der Beratung der Legislaturplanung eine Motion der vorberatenden
Kommission, welche den Bundesrat beauftragt, dem Parlament einen
Massnahmenkatalog zum besseren gegenseitigen Verständnis und zur Stärkung der
gemeinsamen Handlungsfähigkeit der unterschiedlichen kulturellen Sensibilitäten in
der italienisch-, französisch- und deutschsprachigen Schweiz vorzulegen. Die Motion
wurde vom Ständerat ebenfalls angenommen, wobei der Kommissionssprecher, der

MOTION
DATUM: 22.06.2000
MARIANNE BENTELI
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Bündner CVP-Abgeordnete Maissen allerdings monierte, der Nationalrat habe offenbar
übersehen, dass die Schweiz nicht drei-, sondern viersprachig sei; er hoffe, dass die
Nichterwähnung des Rätoromanischen lediglich ein Versehen sei. 12

Nachdem der Nationalrat bereits 2005 einer Motion Berberat (sp, NE) zur Erhöhung der
Anzahl der französisch- und italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen
der Bundesverwaltung zugestimmt hatte, nahm er jetzt auch diskussionslos eine gleich
lautende Motion von Ständerat Studer (sp, NE) an. Die kleine Kammer ihrerseits
überwies eine Motion Simoneschi (cvp, TI) aus dem Nationalrat, die verlangt, dass bei
Stellenausschreibungen des Bundes Italienischsprachige nicht diskriminiert werden
dürfen. 13

MOTION
DATUM: 08.03.2006
MARIANNE BENTELI

Eine im Frühjahr 2014 von der Sozialdemokratischen Fraktion eingereichte Motion, die
eine verstärkte Förderung der Mittel, Ressourcen und Programme zur Erreichung der
im Sprachengesetz festgelegten Spracherwerbsziele forderte, wurde in der
Frühjahrssession 2016 abgeschrieben, nachdem sie zwei Jahre lang nicht behandelt
worden war.
Der Bundesrat hatte die Motion zu Ablehnung beantragt, da er zunächst die Resultate
der Bilanz des Harmonisierungsprozesses abwarten wollte. 14

MOTION
DATUM: 18.03.2016
MELIKE GÖKCE

Dass die Sprachpolitik in der Schweiz dem kantonalen Hoheitsrecht unterstellt ist,
wurde spätestens mit dem aufkommenden Sprachenstreit im Jahr 2014 einer breiten
Öffentlichkeit bewusst. Darauf, dass der Bund sich aber dennoch einbringen kann,
indem er den Austausch zwischen Sprachregionen fördert und finanziell unterstützt,
musste zunächst Nationalrätin Aline Trede (gp, BE) hinweisen. Mit ihrer eingereichten
Motion wollte sie den Bundesrat auffordern, CHF 50 Mio. für
Sprachaustauschprogramme für sich in Ausbildung befindende Personen
bereitzustellen. Als der Sprachenstreit im Herbst 2015 längst seinen Peak erreicht hatte,
war Trede aber als Volksvertreterin abgesetzt worden und der Vorstoss stand noch
immer offen zur Diskussion. Im Winter 2015, mit dem Beginn der neuen Legislatur,
nahm sich Maya Graf (gp, BL) der Motion an, bevor sie diese schliesslich im Herbst 2016
zurückzog. Mit Bezugnahmen auf die Erläuterungen von Bundesrat Berset begründete
sie ihren Entscheid zum einen mit dem Postulat (Po. 14.3670)  und der
Kommissionsinitiative (Pa. Iv. 14.459) der WBK-NR – die Initiative war zwar wenige
Wochen vor der Motion zurückgezogen worden, hatte aber zu einer Vorlage
beigetragen, mit der die Stellung der Landessprache in der Schule gestärkt werden soll
und die sich zu diesem Zeitpunkt in der Vernehmlassung befand – und zum anderen mit
der Zusage des Bundesrats, die finanziellen Mittel zur Förderung des schulischen
Austausches mit der Kulturbotschaft 2016–2020 zu erhöhen. 15

MOTION
DATUM: 29.09.2016
MELIKE GÖKCE

Eine Motion Engler (cvp, GR) beauftragt den Bundesrat – im Rahmen der
bevorstehenden Kulturbotschaft 2021–2024 – die mögliche Verankerung einer
ausserparlamentarischen Kommission für Sprachfragen im Sprachengesetz als Entwurf
vorzulegen. Die Kommission solle sich aus je drei Vertretern der vier Landessprachen
sowie drei Vertretern von Minderheitensprachen zusammensetzen. Sie solle sich der
Verständigung und des Austausches zwischen den Sprachregionen annehmen und den
Bundesrat in sprachpolitischen Fragen der Bundesebene beraten. 
Auch wenn die Sprachenpolitik grundsätzlich der kantonalen Aufgabenhoheit
unterliege, falle dem Bund – im Sinne von Art. 70 Abs. 3 BV – gerade die Förderung
ebendieser Verständigung und des Austausches zwischen den Sprachgemeinschaften
zu. Die Landes- und Minderheitensprachen seien ein zentraler Bestandteil der Schweiz
und ein identitätsstiftendes Merkmal dieser, was die grenzüberschreitende
Verständigung der Kantone zu einem wichtigen gesellschaftlichen Faktor mache. Eine
eigens für Sprachfragen gegründete Kommission könne somit das
Verantwortungsbewusstsein des Bundesrates aufzeigen und Fingerspitzengefühl im
Umgang mit unterschiedlichen Kantonalbedürfnissen fördern.
Der Bundesrat selbst beantragte die Ablehnung der Motion, da er zum einen bereits mit
der Kulturbotschaft 2016–2020 eine Reihe von sprachpolitischen Massnahmen
beschlossen habe, welche auch mit der folgenden Kulturbotschaft fortgeführt werden
sollen. Zum anderen verwies er auf die Motion Bigler (fdp, ZH) (16.3967), welche die
Anzahl der ausserparlamentarischen Kommissionen um ein Drittel reduzieren will und

MOTION
DATUM: 31.05.2017
MELIKE GÖKCE
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bereits im März dieses Jahres in der grossen Kammer angenommen worden war. 
Die Abstimmung im Ständerat fiel äusserst knapp aus; mit 17 zu 16 Stimmen bei fünf
Enthaltungen sprach sich die Ständekammer für die Annahme der Motion aus und
überwies sie an den Nationalrat. 16

Eine Motion Reynard (sp, VS) wollte den Bundesrat mit einer Änderung der Verordnung
über die Landessprachen und die Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften
(SpV) beauftragen. Diese sollte dahingehend angepasst werden, dass die Einhaltung des
Sprachengesetzes (SpG) durch Organisationen ausserhalb der Bundesverwaltung
sichergestellt werden kann. Der Bundesrat könne im Rahmen der gesetzlichen
Vorgaben zwar vorsehen, dass von der Bundesverwaltung unabhängige Organisationen
und Personen, die mit Verwaltungsaufgaben betraut sind, gewissen Bestimmungen des
SpG entsprechen müssen, jedoch werde diese Möglichkeit noch zu selten genutzt.
Handkehrum sei besonders bei vom Bund finanzierten Organisationen eine immer
stärkere Verlagerung auf den englischsprachigen Korrespondenzweg festzustellen.
Gerade im Kontext des anhaltenden Sprachenstreites berge dieser virulente Angriff auf
die Nationalsprachen eine grosse Gefahr für den nationalen Zusammenhalt und die
Wahrung der Landessprachen der Schweiz. Daher sollten Einzelpersonen im Austausch
mit besagten Organisationen und Personen in mindestens einer der Amtssprachen
kommunizieren können. 
Der Bundesrat beantragte die Motion zur Ablehnung, auch wenn er in seiner
Stellungnahme betonte, dass er in gewissen Belangen die Anliegen des Motionärs teile.
Er verwies auf Art. 6 Abs. 1 SpG, welcher besagt, dass wer sich an besagte
Organisationen wende, dies in einer Amtssprache nach eigener Wahl tun könne. Zudem
sei zu bedenken, dass ein Grossteil dieser Organisationen relativ klein und nur regional
bzw. lokal tätig ist – bei gleichzeitig sehr divergierenden Aufgaben und Funktionen. In
diesem Sinne müsse die Möglichkeit einer spezifischen Interessenabwägung offen
bleiben. Der Nationalrat kam bei seiner Abstimmung dem Antrag des Bundesrates nach
und lehnte den Vorstoss mit 106 zu 78 Stimmen bei drei Enthaltungen ab. 17

MOTION
DATUM: 07.06.2017
MELIKE GÖKCE

Die im Frühjahr 2017 im Ständerat mit nur einer Stimme Differenz angenommene
Motion Engler (cvp, GR) wurde in der Wintersession desselben Jahres auch im
Nationalrat kritisch begutachtet. Mit der Annahme der Motion würde der Bundesrat
damit beauftragt werden, einen Entwurf für die Verankerung einer
ausserparlamentarischen Kommission für Sprachfragen im Sprachgesetz vorzulegen. 
Eine Mehrheit der WBK-NR hatte bereits in ihrem Bericht vom Oktober die Vorlage mit
13 zu elf Stimmen bei einer Enthaltung zur Ablehnung empfohlen und hielt auch
während der nationalrätlichen Debatte an ihren Erläuterungen fest. Der Grundsatz der
Motion stehe hierbei auch für die Kommissionsmehrheit nicht zur Diskussion: Die
Verständigung zwischen den verschiedenen Schweizer Sprachgruppen sei essenziell für
das Land und sei auch in der Vergangenheit durch verschiedentliche Massnahmen in
der Sprachpolitik zur Förderung von Minderheiten und Minderheitssprachen zur
Geltung gebracht worden. Ebendiese Massnahmen seien denn auch bereits gefestigte
Garanten im Engagement der Schweiz zur Umsetzung der Europäischen Charta der
Regional- oder Minderheitensprachen. Des Weiteren verfüge der Bundesrat bereits
heute über diverse Möglichkeiten, Experten beizuziehen und sich bei Bedarf mit den
betroffenen Kreisen zu koordinieren. Daher bestehe aus Sicht der Mehrheit der WBK-
NR kein Bedarf für eine entsprechende Fachkommission. 
Die Kommissionsminderheit betonte in ihrer Argumentation indes die integrative
Funktion einer solchen Einrichtung, da im Sinne einer Minderheitensprache eben nicht
nur die Landessprachen, sondern auch übrige Sprachen stetig unter Druck geraten
würden. Natürlich seien sich die Befürworterinnen und Befürworter der Motion im
Klaren darüber, dass in diesem Zusammenhang auch mit einigen Mehrkosten zu
rechnen sei. Nationalrat Maire (sp, NE) betonte aber, dass hinsichtlich der zahlreichen
Herausforderungen für die Schweiz durch die Mehrsprachigkeit und durch deren
multikulturelle Aspekte diese Mehrkosten an Gewicht verlieren würden. Der Nationalrat
sah sich aber von dieser Argumentation nicht überzeugt und stimmte dem Antrag der
Kommissionsmehrheit mit 100 zu 80 Stimmen bei zwei Enthaltungen zu, womit der
Auftrag an den Bundesrat nicht zustande kam. 18

MOTION
DATUM: 11.12.2017
MELIKE GÖKCE
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Nachdem die drei Motionen Cassis (fdp, TI; 14.3886), Regazzi (cvp, TI; 14.3872) und de
Buman (cvp, FR; 12.3914), die allesamt eine sprachfreundlichere Vergabepraxis bei
öffentlichen Aufträgen gefordert hatten, im Sommer 2015 beide Räte erfolgreich
passiert hatten, waren sie vom Bundesrat 2017 im Rahmen seiner Botschaft zur
Totalrevision des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen zur
Abschreibung beantragt worden. In der Sommer- bzw. Wintersession 2018 kamen
sowohl der National- als auch der Ständerat schliesslich im Rahmen der Beratungen des
Beschaffungswesens diesem Antrag nach. 19

MOTION
DATUM: 10.12.2018
MELIKE GÖKCE

In der Frühjahrssession 2019 wurde eine Motion Bourgeois (fdp, FR) zurückgezogen, die
das BöB dahingehend ändern wollte, dass die öffentlichen Ausschreibungen des
Bundes zukünftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hätten. Der
Bundesrat hatte die Motion zur Ablehnung empfohlen, mit der Begründung, dass er
bereits im Rahmen der Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes über das
öffentliche Beschaffungswesen (E-BöB) dem Parlament einen entsprechenden Passus
für die künftige Regelung der Sprachanforderungen in diesem Bereich vorgelegt habe.
Mit Bezugnahme auf ebendiese bundesrätliche Erläuterung verkündete der Motionär
den Rückzug seines Anliegens, versäumte aber nicht, darauf hinzuweisen, dass er diese
Entwicklung nicht aus den Augen verlieren werde. 20

MOTION
DATUM: 13.03.2019
MELIKE GÖKCE

Mittels einer im Winter 2018 eingereichten Motion schien Nationalrätin Gmür-
Schönenberger (cvp, LU) die Revolutionierung des Fremdsprachenunterrichts in der
Schweiz zu beabsichtigen: Sie wollte den Bundesrat beauftragen, entsprechende
Rechtsgrundlagen bzw. Konzessionen dahingehend anzupassen, dass die SRG in Zukunft
möglichst auf die Synchronisation von TV-Produktionen verzichten und stattdessen
sowohl Eigenproduktionen in den vier Landessprachen als auch englischsprachige
Filme und Serien lediglich untertitelt in Originalsprache ausstrahlen soll. Diese Idee
entsprang der Überlegung, dass der Konsum fremdsprachiger Medienprodukte, nebst
der Schule und einem längeren Sprachaufenthalt, als ein effektives Mittel zum Erlernen
von Sprachen betrachtet werden kann. Die Motionärin unterstrich ihr Argument mit
dem Verweis auf Länder wie Norwegen, Schweden, Estland oder die Niederlande. Ein
weiterer Vorteil, der sich aus diesem Vorgehen ergeben würde, wäre die
Kostenersparnis, da sich Untertitel wesentlich preisgünstiger erstellen lassen als
Synchronisationen.
Der Bundesrat zeigte zwar grosses Verständnis für den bildungspolitischen Effort des
Anliegens, sah dieses aber zugleich als einen kontraproduktiven Ansatz hinsichtlich der
Erfüllung des Service-Public-Auftrags, weshalb er die Motion zur Ablehnung empfahl. Im
Grunde setze die SRG mit ihrem Zweikanalton-Verfahren, bei dem für rund 90 Prozent
der Formate eine Untertitelung zuschaltbar ist, das Anliegen der Motion bereits
weitestgehend um. Ein weiterer Kontrapunkt liege in der Benachteiligung von blinden
und sehbehinderten Personen, welche die Originalsprache nicht gut oder gar nicht
verstehen, sowie von Personen mit einer Hörbehinderung: Der Nutzen von
zuschaltbaren Audiodeskriptionen bzw. mit zusätzlichen Informationen angereicherten
Untertiteln würde dadurch eingeschränkt werden. 
Der Nationalrat schien der bundesrätlichen Argumentation beizupflichten und lehnte
den Vorstoss stillschweigend ab. 21

MOTION
DATUM: 22.03.2019
MELIKE GÖKCE
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